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Neue Ideen für mehr Frauen im Parlament
Über  das  Thema Parität  in  Parlamenten  wird  in  Deutschland  leidenschaftlich  gestritten.
Nachdem  in  Brandenburg  und  Thüringen  2020  die  Verfassungsgerichte  entsprechende
Gesetze  abgelehnt  haben,  wagt  die  Opposition  in  Bayern  einen  neuen  Vorstoß.
Den Sarkasmus in  ihrer  Stimme kann
die grüne Fraktionsvorsitzende im Baye-
rischen  Landtag  vergangene  Woche
nicht verhehlen: „Nach diesen Debatten-
beiträgen halte ich fest: Gleichberechti-
gung wollen immer alle,  Macht  abge-
ben aber nicht“, sagt Katharina Schulze.
Und wettert dann los: „Ich habe keine
Lust, weitere hundert Jahre zu warten,
bis  wir  50:50 in  unseren Parlamenten
haben!“
Frauen sind in den deutschen Länder-
parlamenten ebenso wie im Bundestag
nach wie vor unterrepräsentiert. Bayern
kommt auf gerade mal 27 Prozent Frau-
enanteil, in Baden-Württemberg sieht es
mit  29  Prozent  nicht  sehr  viel  besser
aus. Initiativen, daran etwas per Gesetz
zu ändern, waren bisher wenig erfolg-
reich. Die Verfassungsgerichte in Thü-
ringen und Brandenburg kippten im Jahr
2020  Regelungen,  die  vorsahen,  dass
Parteien Kandidatenlisten für Landtags-
wahlen abwechselnd mit Männern und
Frauen besetzen müssen. In Ländern wie
Frankreich oder Spanien gib es solche
Mechanismen bereits.
Die  bayerischen  Grünen  wagen  nun
einen anderen Versuch. Sie greifen nicht
bei  den Kandidatenlisten,  sondern bei

der  Verteilung  der  Mandate  ein.  Die
Zahl  der  Stimmkreise  soll  insgesamt
reduziert werden – dafür gibt es jeweils
zwei Erststimmen, mit  denen ein Duo
bestehend  aus  einer  Frau  und  einem
Mann gewählt werden soll. Die übrigen
Sitze  sollen  nach  der  Auszählung der
Simmen geschlechterparitätisch verteilt
werden. Menschen mit der Geschlechts-
b e z e i c h n u n g  d i v e r s  o d e r  o h n e
Geschlechtsbezeichnung  können  sich
für  eine  Seite  entscheiden.  Außerdem
soll in der bayerischen Verfassung fest-
gelegt werden, dass die Hälfte der Kabi-
nettsmitglieder weiblich sein muss.
Erfolg  dürfte  die  Idee  nur  wenige
Monate vor der Landtagswahl in Bay-
ern kaum haben. Sowohl CSU als auch
Freie Wähler und FDP halten den Vor-
schlag  nicht  für  verfassungskonform.
Innenminister Joachim Herrmann (CSU)
bezeichnete den Entwurf bei der ersten
Lesung vergangene Woche als „groben
Unfug“.  Selbst  die  SPD,  die  bereits
einen  Vorschlag  für  mehr  Parität
gemacht  hatte,  stellte  sich  gegen  den
Gesetzentwurf.  Er  sei  handwerklich
schlecht gemacht und der Sache nicht
zuträglich,  sagte  die  Abgeordnete
Simone  Strohmayr.

Die  Juristin  Silke  Laskowksi  von  der
Uni Kassel kommt in einem Gutachten
zu einem anderen Schluss. Sie hält den
Gesetzentwurf  durchaus  für  verfas-
sungskonform  und  noch  mehr:  Die
Regelungen zur paritätischen Mandats-
zuteilung seien ein weitaus geringerer
Eingriff  als  die  bereits  angewandten
Regelungen  im Rahmen der  Fünfpro-
zentklausel. „Zudem eröffnet die pari-
tätsabhängige  Sitzzuteilungsregelung
eine neue verfassungsrechtliche Diskus-
sion.“ Laskowski ist Sachverständige in
der Wahlrechtskommission im Bundes-
tag und hat auf Bundesebene einen ähn-
lichen  Vorschlag  zum  Gesetzentwurf
der  Ampelkoalition  erarbeitet.
h t t p s : / / w w w . s t u t t g a r t e r -
nachrichten.de/inhalt.reform-des-wahl-
rechts-so-will-die-ampel-den-bundestag-
verkleinern.2f73a4c6-d8eb-48df-8b9a-
691d606546c7.html
Die bayerischen Grünen sehen zudem
die  Landesverfassung  auf  ihrer  Seite.
Darin  heißt  es:  „Der  Staat  fördert  die
tatsächliche Durchsetzung der Gleichbe-
rechtigung  von  Frauen  und  Männern
und wirkt auf die Beseitigung bestehen-
der Nachteile hin.“

Wörter: 449

© 2023 PMG Presse-Monitor GmbH & Co. KG

ihildebr
Unterstreichen


	STZS-07.03.2023-2-Neue_Ideen_fuer_mehr_Fraue-2326419915-Artikel
	StadtZeit_Feb_Maerz_2023

